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Drucksache VI/596 


Sachgebiet 910 


Der Bundesminister für Verkehr 

E 1 /4/StB 1/2 - Ark ~ 129 Ve 70 


Bonn, den 2. April 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Bahnübergänge im S-Bahn-Bereich München 
(§ 13 Eisenbahnhreuzungsgesetz) 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Riedl (München), 
Geisenhofer, Lemmrich, Dr. Kreile, Dr. Probst, Dr. Jobst 
und Genossen 
- Drucksache VI/534 - 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß im S-Bahn-Bereich Mün- 
chen etwa 250 Bahnübergänge bestehen, von denen mindestens 
120 durch Überführungen ersetzt werden müssen, wenn nicht 
bei Einführung des S-Bahnbetriebes mit seinen kürzeren Zug- 
folgen und der erhöhten Geschwindigkeit der Züge Verkehrs- 
behinderungen größten Ausmaßes entstehen sollen? 

Die Deutsche Bundesbahn (DB) hat bereits 1967 untersucht, in- 
wieweit die Verdichtung des Nahverkehrs im Raum München 
die Beseitigung von Bahnübergängen oder Maßnahmen zur 
Erhöhung der Sicherheit oder zur Automatisierung der Siche- 
rung erforderlich macht. Es handelt sich hierbei um insgesamt 
250 Bahnübergänge im künftigen S-Bahn-Bereich, von denen 
152 technisch gesichert und die übrigen 98 technisch nicht ge- 
sichert sind. 

Für die Bahnübergänge im Stadtgebiet München wurde sodann 
im Jahre 1968 untersucht, ob und inwieweit sich nach Aufnahme 
des S-Bahnbetriebes die Schrankenschließzeiten verlängern. 
Nach dem Ergebnis dieser Untersuchung erhöht sich die Zahl 
der Züge bei der Aufnahme des S-Bahnbetriebes gar nicht oder 
nur geringfügig, weil die künftigen S-Bahnzüge in der Regel 
die Aufgaben schon jetzt verkehrender Nahverkehrszüge über- 
nehmen. So wird die Zugzahl bei V 4 der im Stadtgebiet München 
liegenden Bahnübergänge überhaupt nicht ansteigen und bei 
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V 4 der Bahnübergänge werden im Durchschnitt 1,5 Züge mehr 
als jetzt fahren. Da die Sperrzeit für einen Zug im Durchschnitt 
etwa 2 Minuten beträgt, werden die Sperrzeiten durch den 
S-Bahnbetrieb im Durchschnitt um 1,5 X 2 Minuten = 3 Minuten 
verlängert. Bei den untersuchten Bahnübergängen im Stadtbe- 
reich München betrugen die Sperrzeiten in den Flutstunden im 
Durchschnitt 16 Minuten, im ungünstigsten Fall 40 Minuten. 
Nach Aufnahme des S-Bahnbetriebes würden sich hiernach 42 
bis 43 Minuten ergeben. Es trifft daher nicht zu, daß sich mit 
Einführung des S-Bahnbetriebes die Verhältnisse an den Bahn- 
übergängen schlagartig verschlechtern. 

Das Bayerische Staatsministerium des Innern hat dem Bundes- 
verkehrsministerium in einem im Februar 1970 eingegangenen 
Schreiben u. a. mitgeteilt, daß nach einem in Zusammenarbeit 
mit der DB aufgestellten Programm bis zum Jahre 1982 von den 
250 Bahnübergängen im S-Bahn-Bereich München etwa 120 
durch Überführungen ersetzt werden sollen. Davon liegen nach 
Angaben des Bayerischen Staatsministeriums des Innern rd. 80 
im Zuge von Gemeindestraßen und 15 im Zuge von Kreis- 
straßen. Die Gesamtkosten werden z. Z. auf 510 Mio DM ge- 
schätzt. Dem genannten Schreiben war eine 1969 aufgestellte 
Liste der bis zum Jahre 1982 beabsichtigten Kreuzungsvorhaben 
beigefügt, die für 1969 vier, für 1970 sechs und für 1971 zehn 
Maßnahmen vorsah. Die nach dieser Liste für 1969 und 1970 
vorgesehenen Maßnahmen sind bis heute vom Freistaat Bayern 
noch nicht zum Bundeshaushalt angemeldet. Auch für 1971 liegt 
noch keine Haushaltsanraeldung des Freistaates Bayern vor. 
Nach den Rundschreiben des Bundesverkehrsministeriums vom 
1. Oktober 1965 und 10. Oktober 1968 an die Verkehrsministe- 
rien und die obersten Straßenbaubehörden der Länder sollen 
neu in den Bundeshaushalt aufzunehmende Kreuzungsmaß- 
nahmen jeweils bis zum 1. Februar des Vorjahres angemeldet 
werden. - Ich habe das Bayerische Staatsministerium des Innern 
inzwischen gebeten, darum besorgt zu sein, daß Vorhaben, die 
in den Bundeshaushalt 1971 aufgenommen werden sollen, in 
die noch ausstehende Anmeldung für dieses Haushaltsjahr ein- 
bezogen werden. - Anträge auf Genehmigung von Kreuzungs- 
vereinbarungen über Maßnahmen im S-Bahn-Bereich München 
und auf Gewährung von Zuschüssen nach § 17 Eisenbahnkreu- 
zungsgesetz (EKrG) an kommunale Baulastträger in diesem Be- 
reich liegen mir z. Z. noch nicht vor. Wie mir mitgeteilt wurde, 
sind bisher erst in 2 Fällen Kreuzungsvereinbarungen zwischen 
der DB - Bundesbahndirektion München - und den beteiligten 
Straßenbaulastträgern abgeschlossen worden. Es handelt sich 
dabei um Bauvorhaben, die nach der erwähnten Liste für 1969 
bzw. für 1975 vorgesehen waren. In weiteren 30 Fällen schwe- 
ben z. Z. Verhandlungen zwischen den Kreuzungsbeteiligten. 

2. Hat die Bundesregierung Vorsorge getroffen, daß die auf den 
Bund entfallenden Kostenanteile gemäß Eisenbahnkreuzungs- 
gesetz für die notwendigen Kreuzungsmaßnahnien bereitgestellt 
werden, und ist sie des weiteren bereit, die beteiligten kommu- 
nalen Straßenbaulastträger durch Zuschußgewährung nach § 17 
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des Eisenbahnkreuzungsgesetzes in die Lage zu versetzen, ihren 
Kostenanteil autzubringen, damit eine rechtzeitige Sanierung 
der Eisenbahnkreuzungen im S-Bahn-Bereich nicht an der Einanz- 
schwäche der beteiligten Gemeinden und Landkreise scheitert? 


Soweit Kreuzungsmaßnahmen an Bahnübergängen erforderlich 
und dringlich sind, wird der Bund seinen gesetzlichen Verpflich- 
tungen nach § 13 Abs. 1 Satz 2 EKrG auch bei den Bauvorhaben 
im S-Bahn-Bereich München nachkommen. Außerdem wird der 
Bund im Rahmen seiner haushaltsrechtlichen Möglichkeiten be- 
müht sein, Bauvorhaben, an denen kommunale Baulastträger 
beteiligt sind, durch Gewährung von Zuschüssen nach § 17 EKrG 
an diese Baulastträger zu fördern, wenn sie nicht in der Lage 
sind, ihren Kostenanteil nach EKrG selbst zu tragen. 

über die finanzielle Lage der einzelnen Gemeinden und Kreise 
ist nach den EKrG-Richtlinien vom. 2. April 1965 eine Bestäti- 
gung der zuständigen obersten Kommunalaufsichtsbehörde des 
Freistaates Bayern beizubringen. 


3. Wird die Bundesregierung sicherstellen, daß durch die aufgrund 
des Urteils des Bundesverfassungsgerichtes vom 15. Juli 1969 
außer Kraft gesetzte Finanzierungsbeteiligung der Länder in 
§ 13 Abs. 1 des Eisenbahnkreuzungsgesetzes bei schienenglei- 
chen Kreuzungen mit kommunalen Straßen keine Verzögerung 
der dringenden Baumaßnahmen eintritt, und hat sie für 1970 
ausreichende Mittel bereitgestellt? 

Wie hoch sind diese Mittel? 


Das Bundesverkehrsministerium hat den Ländern bereits mit 
Fernschreiben vom 14. Januar 1970 und mit Schnellbrief vom 
5. Februar 1970 mitgeteilt, daß der Bund im Hinblick auf die 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 15. Juli 1969 
bei Maßnahmen an Bahnübergängen der DB, an denen Kommu- 
nalstraßen beteiligt sind, das letzte Sechstel der Kosten, das 
bisher die Länder zu tragen hatten, in der Übergangszeit von 
der Bekanntmachung der genannten Entscheidung im Bundes- 
gesetzblatt Teil 1 (3. Dezember 1969, S.2150) bis zum Inkrafttreten 
einer Novelle zum Eisenbahnkreuzungsgesetz übernimmt. Hier- 
für wird bei dem einschlägigen Titel des Bundeshaushalts 1970 
eine neue laufende Nummer aufgenommen. - Welche Bundes- 
mxittel im einzelnen im S-Bahn-Bereich München schon im Jahre 
1970 erforderlich werden, läßt sich erst beurteilen, wenn fest- 
steht, ob und welche Kreuzungsvorhaben bereits in diesem Jahr 
in Angriff genommen werden sollen. Voraussetzung dafür ist 
in jedem Fall ordnungsmäßige Anmeldung zum Bundeshaushalt, 
Abschluß der notwendigen Vereinbarung zwischen den Kreu- 
zungsbeteiligten und - soweit Zuschüsse nach § 17 EKrG erfor- 
derlich erscheinen - ein entsprechend begründeter Zuschußan- 
trag an den Bundesminister für Verkehr. 

Die durch die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
15. Juli 1969 notwendig gewordene Novelle zum Eisenbahn- 
kreuzungsgesetz wird vom Bundesminister für Verkehr bereits 
vorbereitet. 


Wittrock 
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